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Zusammenfassung 
Die Zulassung von Fungiziden mit der zur hinreichenden Wirksam-
keit notwendigen Dosis und Anwendungshäufigkeit bereitet bei ein-
zelnen Wirkstoffen Schwierigkeiten, weil zum Beispiel die gültige 
Rückstands-Höchstmengenverordnung nicht immer einhaltbar ist. 
In anderen Fällen werden Grenzwerte hinsichtlich des Schutzes des 
Naturhaushaltes überschritten. Manchmal geht es aber auch nur 
darum, daß der Antragsteller mit einer geringeren als der zur hin-
reichenden Wirksamkeit notwendigen Anwendungshänfigkeit die 
Erteilung von Anwendungs- oder KennzeichnungsaufIagen für sein 
Mittel vermeiden möchte. Fachliche Hintergründe sowie die bei der 
Zulassung in solchen Fällen aufgrund gesetzlicher Vorgaben not-
wendige Verfahrensweise werden beschrieben. 
Stichwörter: Fungizide, Zulassungsverfahren, Wirksamkeit, 
Rückstände, Naturhaushalt 
Abstract 
The authorization of fungicides causes problems for some active ingredients 
as far as the required dose rate and frequency of use for sufficient efficacy are 
concerned. Thus some maximum residue limits of the current specific regu-
latory ordinance cannot be maintained. In other cases trigger values as to the 
protection of the balance of nature are exceeded. In addition to this some-
times the applicant wants to avoid that risk phrases or restrictions on use are 
imposed by applying for a reduced number of applications which is not 
enough for sufficient efficacy. Professional reasons as weil as the required 
process for the authorization procedure on the basis of legal prescriptions are 
described. 
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Einleitung 
Die Anforderungen an Pflanzenschutzmittel sind insbesondere in 
den letzten 10 Jahren deutlich gestiegen. Fragen des Verbleibs und 
des Verhaltens der Mittel in Boden, Wasser, Luft sowie zu Auswir-
kungen ihrer Anwendung auf weitere Kompartimente des Natur-
haushaltes haben an Bedeutung gewonnen und sind inzwischen Ge-
genstand der Prüfung im Zulassungsverfahren, wie die nachfolgende 
Tabelle I der Prüfbereiche im Zulassungsverfahren zeigt. 
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Dies führt dazu, daß immer mehr Mittel deshalb nicht bezie-
hungsweise nicht erneut zugelassen werden, weil sie den hohen An-
forderungen an ihre Unbedenklichkeit nicht oder nicht mehr ent-
sprechen. Mittel mit neuen Wirkstoffen sind häufig breiter wirksam 
als die Vorgängergeneration. Diese breitere Wirksamkeit ist aber bei 
der bisherigen Vertriebszulassung der Mittel, die eine Anwendung 
auch in den nicht bei der Zulassung vorgesehenen Anwendungs-
gebieten nicht grundsätzlich ausschließt, für die Antragsteller häufig 
kein Grund, die Mittel auch in dieser möglichen Breite an Anwen-
dungsgebieten zur Zulassung zu bringen. 
Vor allem wirtschaftliche Überlegungen begrenzen den bei der 
Zulassung vorgesehenen Anwendungsumfang der Mittel. Groß-
flächig angebaute Kulturen sind für den Zulassungsinhaber wirt-
schaftlich attraktiver als Kleinkulturen mit einem häufig hohen Wert 
und dem damit verbundenen Risiko hoher Regreßzahlungen bei 
einem in Verbindung mit der Anwendung des Mittels auftretenden 
Schaden. Das hierdurch in der Mittelpalette im Laufe der letzten 
Jahre entstandene Mißverhältnis zwischen einer relativ großen 
Anzahl zugelassener Mittel für Ackerbau- und Obstbaukulturen 
einerseits und andererseits dem bestehenden Defizit an zugelassenen 
Mitteln bei Kulturen mit geringer Anbaufläche, vor allem im Ge-
rnüsebau, bereitet in der Praxis zunehmend Probleme. So sind von 
den derzeit in zugelassenen Pflanzenschutzmitteln zur Verfügung 
stehenden Wirkstoffen z. B. 25 Wirkstoffe allein zur Krankheits-
Tab. 1. Prüfbereiche im Zulassungsverfahren 
- chemisch-physikalische Eigenschaften einschließlich Analytik und 
Deponie/En\!'orgung 
- Analytik für Uberwachungszwecke und Nachzulassungsmonitoring 
- Wirksamkeit und Phytotoxizilät 
- Rückstandsverhalten sowie Verbleib in/auf Pflanzen 
- Toxikologie für Mensch und Tier/Anwenderschutz 
- Verbleib und Verhalten in Boden, Wasser, Luft 
- Auswirkungen auf den Naturhaushalt 
Aktivität der Bodenmikroflora 
Bodenfauna 
aquatische Biozönose 
terrestrische Wirbeltiere 
Honigbiene 
sonstige Nutzorganismen 
216 JOSEF MARTIN u. a., Die Anwendungshäufigkeit von Fungiziden 
bekämpfung im Getreidebau und ca. 15 gegen Schütf an Kernobst 
bei der Zulassung vorgesehen. Dem stehen mehr als 200 wichtige 
Wirt-/Parasitkombinationen in Kleinkulturen gegenüber, für die 
keine Anwendungen bei der Zulassung der Mittel ausgewiesen sind 
(PALLUTI und HOHGARDT, 1995). 
Vor allem die Konkun'enzsituation bei den Anwendungsgebieten 
in den Großkulturen zwingt die Industrie zu erheblichen Anstren-
gungen bei der Suche und Bereitstellung neuer Wirkstoffe oder 
Wirkstoftkombinationen. Dabei stößt die Industrie zwangsläufig 
immer häufiger an Grenzen. Aus dieser Situation ergibt sich die Not-
wendigkeit, die Verwendbarkeit auch solcher Wirkstoffe auszuloten, 
bei denen die notwendige hinreichende Wirksamkeit nur mit einer 
Dosis und Anwendungshäufigkeit erreicht wird, die zu Problemen 
im Hinblick auf die Einhaltung der Rückstands-Höchstmengen-
verordnung oder zu unvertretbaren Belastungen des Naturhaushaltes 
führen kann. 
In einer solchen Situation scheint es für den Antragsteller nahe-
liegend, diese Probleme durch Reduzierung der zur hinreichenden 
Wirksamkeit notwendigen Anzahl der Anwendungen des Mittels zu 
verringern. Beispielsweise wäre es somit denkbar, daß ein Mittel, 
das zur hinreichenden Wirksamkeit in der Praxis bis zu 10mal ange-
wendet werden muß, mit nur vier- oder fünfmaliger Anwendung zur 
Zulassung beantragt wird. Kann das Problem aber auf diese Weise 
wirklich zuverlässig gelöst werden? Welche rechtlichen und fachli-
chen Aspekte sprechen gegen eine solche scheinbar einfache Pro-
blemlösung? 
1 Rechtlicher Hintergrund 
Gemäß § 15 Pflanzenschutzgesetz (Anonym, 1986) ist ein Pflanzen-
schutzmittel zuzulassen, wenn dessen Prüfung ergibt, daß es unter 
anderem nach dem Stande der wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
der Technik hinreichend wirksam ist und bei bestimmungsgemäßer 
und sachgerechter Anwendung oder als Folge einer solchen Anwen-
dung keine schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit von 
Mensch und Tier und auf das Grundwasser hat und keine sonstigen 
Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, hat, die nach 
dem Stande der wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht vertretbar 
sind. 
2 Fachliche Hintergründe 
2.1 Hinreichende Wirksamkeit 
Abgesehen davon, daß der Begriff "hinreichend" einen gewissen 
Interpretationsspielraum läßt, stellt sich die Frage, innerhalb 
welchen Beurteilungszeitraumes diese Zulassungsvoraussetzung 
gewährleistet sein muß. Genügt dazu beispielsweise die Beobach-
tung nach einer einzigen Behandlung? Falls nein, welche Anzahl ist 
zugrunde zu legen? 
Zur Beantwortung dieser Fragen ist die Entwicklung von Krank-
heitserregern während der Befallzeiträume maßgebend. Wegen der 
häufig gezogenen Parallelen zur Bekämpfung tierischer Schädlinge 
scheint es notwendig, auf einige Unterschiede in der Bekämpfbar-
keit beider Gruppen von Schaderregern hinzuweisen. 
So können Schädlinge, wie z. B. Blattläuse, eine Pflanze als er-
wachsene Tiere z. B. durch Zuflug besiedeln. Behandelt man die so 
besiedelte Pflanze mit einem Pflanzenschutzmittel, so werden die 
Schädlinge je nach Wirksamkeit des Mittels mehr oder weniger voll-
ständig eliminiert. Dieser Grad der Eliminierung, d. h. das Ver-
schwinden der Schädlinge im Verhältnis zur unbehandelten Ver-
suchsvariante (= Kontrolle), ist selbstverständlich ein Maß für die 
Wirksamkeit des Mittels. Die Wirksamkeit kann in einem solchen 
Fall anhand exakter Zahlen gemessen und beurteilt werden. Sofern 
man davon ausgehen kann, daß bei einer Neubesiedlung der Pflanze 
durch den gleichen Schädling unter gleichen Befallsbedingungen 
durch eine weitere Behandlung mit dem gleichen Mittel auch der 
gleiche Effekt wie zuvor zu erwarten ist, bedarf es eines erneuten 
Beweises der Wirksamkeit des Mittels nicht. 
Im Gegensatz zum größten Teil der tierischen Schaderreger be-
siedeln pilzliehe Krankheitserreger in der Regel nicht nur die 
Pflanzenoberfläche. Bevor überhaupt Krankheitssymptome auftre-
ten, aufgrund derer nach den Grundsätzen des integrierten Pflanzen-
schutzes gemäß Schadensschwelle eine Behandlung gerechtfertigt 
ist, muß der auf die Pflanzenobert1äche gelangte Schaderreger 
(z. B. in Form von Sporen oder von Myzelteilen) in die Pflanze ein-
dringen, sich im Gewebe der Pflanze etablieren und in aller Regel als 
oberflächlich wachsendes Myzel oder in Form sonstiger Befalls-
symptome erkennbar sein. Allein durch Zerstörung der oberflächlich 
wachsenden Organe sind derartige Schaderreger im allgemeinen 
kaum nachhaltig bekämptbar. Eine Regeneration ist meist immer 
wieder möglich; und das unter Umständen über den gesamten Zeit-
raum der Vegetationsperiode der Pflanze. Ein Beispiel von vielen ist 
der Pilz Venturia inaequalis (Blatt- und Fruchtschorf) an Äpfeln. 
Ohne eine durchgehende Bekämpfung, die je nach Qualität des 
verwendeten Pflanzenschutzmittels in Abständen von ein bis zwei 
Wochen vorzunehmen ist und sich demzufolge im allgemeinen auf 
mehr als zwölf Behandlungen während der Vegetationszeit er-
strecken kann, ist es nicht möglich, den Krankheitserreger unter der 
für eine wirtschaftliche Verwertung des Erntegutes notwendigen 
Befallsgrenze zu halten. 
Daß die Beurteilung der Wirksamkeit eines Mittels gegen einen 
über einen längeren Zeitraum auftretenden Krankheitsen'eger nach 
nur einmaliger Bekämpfungsmaßnahme zu einem falschen Bild über 
die tatsächliche Mittelwirkung während des gesamten Befallszeit-
raumes führen kann, kann sich auch aus den während des Befalls-
verlaufes auftretenden unterschiedlichen Entwicklungsstadien des 
Krankheitserregers ergeben. Möglicherweise sind nicht alle Ent-
wicklungsstadien gleich empfindlich gegenüber dem Mittel. Hinzu 
kommen die unterschiedlichen klimatischen Bedingungen während 
des Befallszeitraumes, die natürlich ebenfalls für die Wirksamkeit 
des Mittels von ausschlaggebender Bedeutung sein können. So be-
dürfen beispielsweise systemische Mittel, die von der Pflanze auf-
genommen und in dieser (z. B. in den zum Zeitpunkt der Behand-
lung noch nicht vorhandenen und damit nicht von dem Mittel ge-
troffenen, aber ebenfalls zu schützenden Neuzuwachs) verlagert 
werden, eines regen Stoffwechsels der Pflanze, um möglichst 
schnell an den BefallsOlt zu gelangen. Außer von den klimatischen 
Bedingungen ist die Intensität des Stoffwechsels und damit die 
Geschwindigkeit, mit der der Wirkstoff verlagert wird, auch vom 
Entwicklungsstand der Pflanze abhängig. 
Wie das angeführte Beispiel der Bekämpfung des Blatt- und 
Fruchtschorfes an Äpfeln zeigt, kann die vom Gesetz als Voraus-
setzung für die Zulassung geforderte hinreichende Wirksamkeit 
eines Mittels gegen den jeweiligen Zielorganismus bei Fungiziden 
grundsätzlich nur bei der während der Vegetationsperiode auch im 
ungünstigen Fall ("worst case") notwendigen Anzahl der Anwen-
dungen ("homologe Spritzfolge") zutreffend beurteilt werden. 
Die Prüfung der Wirksamkeit eines Fungizides mit einer geringe-
ren als der während der Vegetationszeit unbedingt notwendigen 
Anzahl der Anwendungen würde voraussetzen, daß die fehlenden 
Behandlungen durch solche mit einem zugelassenen anderen Mittel 
ersetzt werden. Eine solche Verfahrensweise verbietet sich aber im 
allgemeinen, wenn man nur einige der dabei auftauchenden Pro-
bleme betrachtet, wie z. B.: 
• Wann soll das in Spritzfolge mit einem anderen bereits zugelasse-
nen Mittel ausgebrachte Prüfmittel angewendet werden? Nur am 
Anfang, am Ende oder in der Mitte der Spritzfolge? Oder vielleicht 
wechselweise? 
• Welches bzw. welche Mittel aus der Palette der zugelassenen, aber 
häufig doch recht unterschiedlich wirkenden Pflanzenschutzmittel 
sollten in der besagten Spritzfolge verwendet werden? 
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• Welchem der in einer solchen Spritzfolge verwendeten Mittel soll-
ten die insbesondere bei systemischen Fungiziden häufig auf-
tretenden physiologischen Veränderungen der Pflanzen bis hin zur 
Ertragsbeeinflussung oder - vor allem in Streitfällen - das Auftreten 
von Schäden zugeschrieben werden? 
• Was ist, wenn die Zulassung des in der Spritzfolge verwendeten 
Mittels ausläuft? 
Zur Wirksamkeit eines Mittels gehört schließlich nicht nur die 
möglichst weitgehende Reduzierung des SchadelTegers, sondem 
selbstverständlich auch die u. a. am Ertrag meßbare Verträglichkeit 
des Mittels für die jeweilige Kulturpflanze. Und außerdem gehört 
dazu auch der wirtschaftliche Erfolg (Nutzen) der Bekämpfungs-
maßnahme, der im Vergleich zur unbehandelten Versuchsvariante 
(= Kontrolle) anhand der qualitativen Verbesserung des Emtegutes, 
einfacher aber noch an den Ertragsunterschieden zur Kontrolle zu 
messen ist. 
Die Notwendigkeit, den Nutzen einer Bekämpfungsmaßnahme 
mit einem Pflanzenschutzmittel diesem auch möglichst zweifelsfrei 
zuordnen zu können, ergibt sich im Rahmen der Nutzen-Risiko-
Abwägung vor der Zulassungsentscheidung. 
Aus den genannten Gründen ergibt sich, daß die Prüfung eines 
Mittels in Spritzfolge mit anderen Mitteln nur dann möglich wäre, 
wenn die neben dem Prüfmittel in die Spritzfolge einbezogenen Mit-
tel genau bezeichnet, mit dem Einverständnis des jeweiligen Zu las-
sungsinhabers in das Zulassungsverfahren des Prüfmittels einbezo-
gen und mit diesem als Einheit auch zugelassen würden (vgl. 
MARTIN et al. , 1988). Vor allem aus haftungsrechtlichen Gründen 
dürften derartige Prüfungen aber auch künftig kaum eine Rolle 
spielen. 
Fazit: Die zur EITeichung der hinreichenden Wirksamkeit auch bei 
schwerem Befall notwendige Anzahl der Anwendungen eines Mit-
tels ist ein Kennzeichen für seine Wirkungspotenz und damit ein 
grundlegender Parameter bei der Wirksamkeitsprüfung. Die vom 
Mittel bei der zur hinreichenden Wirksamkeit notwendigen Anwen-
dungshäufigkeit ausgehenden positiven und negativen Effekte auf 
die Pflanze müssen dem Mittel klar zuzuordnen sein. Prüfungen in 
Spritzfolge mit anderen Mitteln erlauben diese Zuordnung im allge-
meinen nicht. 
2.2 Rückstandsverhalten lind Gesamtbelastungen des 
Naturhaushaltes 
Wie bereits angedeutet, geht es bei der Prüfung eines Pflanzen-
schutzmittels im Zulassungsverfahren nicht allein um dessen Wirk-
samkeit. Entscheidend ist unter anderem vielmehr die bei der je nach 
Wirksamkeit unterschiedlichen Anwendungshäufigkeit sich erge-
bende Belastung des von der behandelten Pflanze gewonnenen 
Erntegutes mit Rückständen des jeweiligen Pflanzenschutzmittel-
Wirkstoffes bzw. seiner Metaboliten. Dabei ist zu bedenken, daß ins-
besondere systemisch wirkende Wirkstoffe aufgrund ihres Eindrin-
gens in die Pflanze, aber auch Kontaktwirkstoffe, als Rückstände 
in/auf dem Erntegut um so mehr erscheinen können, je häufiger sie 
in der erforderlichen Dosis während der Vegetationszeit, vor allem 
gegen Ende derselben, zur Erreichung der hinreichenden Wirksam-
keit angewendet werden mußten. Weiterhin darf nicht außer acht 
bleiben, daß im Rückstandsbereich auch Anwendungen mit anderen 
Mitteln, aber gleichen Wirkstoffen die maximale Anwendungszahl 
bei der betrachteten Kultur erhöhen, so daß damit die Rückstände an-
steigen können. 
In gleicher Weise sind natürlich auch von einem Mittel aus-
gehende Auswirkungen auf die verschiedenen Kompartimente des 
Naturhaushaltes von der zur hinreichenden Wirksamkeit notwendi-
gen Dosis und Anwendungshäufigkeit abhängig. 
Die maximal notwendige Anzahl der Anwendungen und die Wirk-
samkeit sowie die Rückstände und Auswirkungen auf den Natur-
haushalt sind somit in der Regel im Zulassungsverfahren untrennbar 
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miteinander verknüpft. Das bedeutet zwangsläufig, daß keiner die-
ser Parameter in der Zulassungsprüfung und bei den als Ergebnis der 
Prüfung für die Gebrauchsanleitung festzulegenden Anwendungs-
kriterien des Mittels für sich allein betrachtet werden darf oder gar 
für sich allein für die Anwendungsmodalitäten des Mittels bestim-
mend sein kann. So ist beispielsweise die Zulassung eines Fungizi-
des mit einer zur hinreichenden Wirksamkeit notwendigen maxi-
malen Anzahl von 6 Anwendungen grundSätzlich nicht möglich, 
wenn nur bei 4 Anwendungen die zulässigen Höchstmengen im 
Erntegut einhaltbar oder bei lediglich 3 Anwendungen unvertretbare 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt nicht zu befürchten sind. 
Umgekehrt ist es natürlich auch nicht ohne weiteres möglich, die 
Zulassung aus Rückstandsgründen oder aus Gründen der Belastung 
des Naturhaushaltes ohne Rücksicht auf die zur hinreichenden Wirk-
samkeit notwendige maximale Anzahl der Anwendungen einschrän-
ken zu wollen. 
Diese Abhängigkeit der Prüfparameter voneinander bedeutet 
letztlich, daß die von einem Wirkstoff oder Mittel zu erwartenden to-
xikologischen und ökotoxikologischen Gefahren fachlich vertretbar 
immer nur an der konkreten Wirt-/Erregerkombination und der zur 
hinreichenden Wirksamkeit jeweils notwendigen Dosis und maxi-
mal notwendigen Anzahl der Anwendungen und keineswegs anhand 
abstrakter Annahmen beurteilt werden können. 
Mit dieser Verknüpfung ergibt sich gleichzeitig ein im Sinne des 
Schutzes der Gesundheit von Mensch und Tier und des Naturhaus-
haltes wirksames und unverzichtbares Regulativ. Es zwingt den An-
tragsteller zu einer Entscheidung, die für die Zulassung oder Nicht-
zulassung eines Mittels von ausschlaggebender Bedeutung sein 
kann. Einerseits muß er bestrebt sein, die Dosis und Anwendungs-
häufigkeit des Mittels so hoch anzusetzen, daß damit die zur Zulas-
sung notwendige hinreichende Wirksamkeit auch tatsächlich er-
reicht wird. Andererseits wird die aus diesen Gründen beantragte 
Dosis und Anwendungshäufigkeit als Gesamtbelastung des Ernte-
gutes und des Naturhaushaltes ("worst case") gleichzeitig zur Basis 
bei der Prüfung der Rückstandssituation und den Beurteilungen der 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt. 
Der Antragsteller kann somit zumeist gar nicht anders, als Dosis 
und Anzahl der Anwendungen auf das zur Erreichung der hin-
reichenden Wirksamkeit unbedingt notwendige Maß zu beschrän-
ken, um nicht wegen möglicher überhöhter Rückstände im Erntegut 
oder aus Gründen nicht vertretbarer Belastungen des Naturhaushal-
tes die Zulassung seines Mittels zu gefährden. 
In dem je nach Wirt-/Erregerkombination bei unterschiedlicher 
Dosis und Anwendungshäufigkeit sich ergebenden Beziehungs-
gefüge zwischen Wirksamkeit, Rückständen im Erntegut und 
Belastungen des Naturhaushaltes sind somit alle Parameter von 
gleichrangiger Bedeutung. Zwar gilt nach wie vor, daß es wegen der 
bei ihrer Anwendung nicht auszuschließenden Risiken wenig sinn-
voll und kaum vertretbar ist, Pflanzenschutzmittel ohne Wirksam-
keitsnachweis der Praxis zu überlassen und darauf zu vertrauen, daß 
der Anwender die nicht wirksamen im Laufe der Zeit selbst heraus-
findet. Die Prüfung der Wirksamkeit und Verträglichkeit der Mittel 
dient aber längst nicht mehr nur dazu, die unwirksamen Mittel vom 
Markt fernzuhalten und damit unnötige Belastungen von Mensch, 
Tier und Naturhaushalt zu verhindern oder dem Anwender eine mög-
lichst hohe Wirksamkeit der Mittel zu gewährleisten. 
Genauso wichtig sind heute die nur aus der Wirksamkeitsprüfung 
sich ergebenden Daten über die zur hinreichenden Wirksamkeit not-
wendige Dosis und Anwendungshäufigkeit der Fungizide. Ohne 
Kenntnis dieser möglichen Gesamtbelastung des Erntegutes und des 
Naturhaushaltes ist es kaum möglich, die Rückstände im Erntegut 
und die Auswirkungen der Mittelanwendungen auf den Naturhaus-
halt, die sich nach der Zulassung in der Praxis ergeben können, sach-
gerecht zu beurteilen und eventuell durch Anwendungsauflagen 
abzumildern. 
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3 Folgerungen aus der Verknüpfung der Beurteilungs-
parameter Wirksamkeit, Rückstandsverhalten und Ge-
fährdung des Naturhaushaltes im Zulassungsverfahren 
3.1 Für den Antragsteller 
Auf die wesentlichste Folgerung für den Antragsteller, nämlich die 
Dosis und maximale Anzahl der Anwendungen seines Mittels aus 
Wirksamkeitsgründen zwar so hoch wie unbedingt notwendig, we-
gen der möglichen Auswirkungen auf die Rückstandssituation und 
wegen der Gefährdung des Naturhaushaltes aber so niedrig wie 
möglich bei der Zulassung vorzusehen, wurde bereits hingewiesen. 
Die Verknüpfung der Beurteilungsparameter gibt den Firmen eine 
verläßliche Arbeitsgrundlage bei der Entwicklung der Mittel. 
3.2 Für die Zulassungsbehörde 
Die Beurteilung der Rückstände und der Auswirkungen der Mittel 
auf den Naturhaushalt steht durch die Verknüpfung beider Parameter 
mit der zur ElTeichung hinreichender Wirksamkeit notwendigen und 
von Fall zu Fall unterschiedlichen Dosis und Anzahl der Anwen-
dungen auf einer wissenschaftlich und fachlich fundierten Grund-
lage. 
3.3 Für Beratung und Anwender 
Die Zugrundelegung der auch unter ungünstigen Befallsbedingun-
gen zur hinreichenden Wirksamkeit während der Vegetationszeit 
notwendigen Dosis und Anwendungshäufigkeit der Mittel sowohl 
für die Beurteilung der Rückstände im Erntegut als auch der Ge-
samtbelastung des Naturhaushaltes ist für Beratung und Anwender 
von ganz besonderer Bedeutung. Durch die Zulassung auf dieser 
Basis können Beratung und Praxis darauf vertrauen, daß durch die 
Verwendung eines zugelassenen Mittels ein spezielles Problem 
gelöst werden kann und daß Höchstmengenüberschreitungen im 
Erntegut sowie unzulässige Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
bei der notwendigen Anwendungshäufigkeit des Mittels mit größt-
möglicher Sicherheit ausgeschlossen werden können. Dieses Ver-
trauen in die Wirksamkeit und Unbedenklichkeit eines zugelassenen 
Mittels ist für alle unabdingbar. Nicht zuletzt brauchen es die weni-
ger erfahrenen Anwender von Pflanzenschutzmitteln, z. B. der Haus-
und Kleingärtner und der Nebenerwerbslandwirt, die beide mehr 
oder weniger unabhängig von einer zusätzlichen Beratung die Mit-
tel allein gemäß der Gebrauchsanleitung anwenden. 
Die Möglichkeit, Pflanzenschutzmittel innerhalb des durch die 
Zulassung vorgegebenen Rahmens in unterschiedlichen Kombina-
tionen, in Spritzfolgen bzw. im sogenannten "Splittingverfahren" 
oder in Tankmischungen anwenden zu können (vgl. MARTIN und 
CARGANlCO, 1990), bleibt davon unberührt. 
4 Abweichungen von der bisher beschriebenen 
generellen Verfahrensweise 
Die bisher beschriebene Verfahrensweise bei der Prüfung der Mittel 
im Zulassungsverfahren ermöglicht es im allgemeinen, unter Abwä-
gung des zu erwartenden Nutzens (z. B. positive Ertragsbeeinflus-
sung) und der zu erwartenden Risiken eine fachgerechte Entschei-
dung über die Zulassung eines Mittels zu treffen. 
Zunehmend ergeben sich aber Fälle, in denen diese klare Ja-/ 
Nein-Entscheidung nicht möglich ist. Der Grund hierfür ist die be-
reits einleitend aufgezeigte Tatsache, daß die Industrie bei ihrer 
Suche nach neuen Wirkstoffen insofern an Grenzen stößt, als auch 
Wirkstoffe in das Zulassungsverfahren eingebracht werden, bei 
denen bei der zur hinreichenden Wirksamkeit notwendigen Dosis 
und Anwendungshäufigkeit (= Gesamtbelastung) die zulässigen 
Rückstandshöchstmengenwerte im Erntegut gerade noch oder be-
reits nicht mehr eingehalten werden können. Dies gilt besonders für 
die Krankheitsbekämpfung im Obst- und Gemüsebau, wo Mehr-
fach- und Spätanwendungen (z. B. bis zu l4Anwendungen an Kern-
obst) notwendig sind. 
Die Belastung des Grundwassers oder durch die Persistenz des 
Wirkstoffes sich ergebende Schwierigkeiten in einem oder mehreren 
der zu beurteilenden Kompartimente des Naturhaushaltes können 
ebenfalls ausschlaggebend dafür sein, daß die Zulassung bei der 
auch bei schwerem Befall zur hinreichenden Wirksamkeit notwen-
digen Dosis und Anwendungshäufigkeit nicht möglich ist. Desglei-
chen können Auswirkungen auf Gewässer- oder Bodenorganismen 
der limitierende Faktor für die an sich notwendige Anwendungs-
häufigkeit eines Mittels sein. 
Schädliche Auswirkungen eines Mittels auf Nutzorganismen sind 
zur Zeit zwar kein Ausschlußkriterium für die Zulassung eines Mit-
tels. Im Falle einer Schädigung der Nützlinge wird jedoch eine ent-
sprechende Kennzeichnung bei der Zulassung des Mittels erteilt und 
damit der Kauf des Mittels unter Umständen negativ beeinflußt. 
In allen solchen Fällen, in denen Höchstmengen für Wirkstoffe im 
Erntegut und/oder Grenzwerte in bezug auf Auswirkungen auf den 
Naturhaushalt bei der notwendigen Anzahl der Anwendungen über-
schritten werden, kommt es somit zwangsläufig zu Zielkonflikten 
zwischen dem Interesse des Antragstellers an der Mittelzulassung 
und dem gesetzlichen Auftrag, nur solche Mittel zuzulassen, die hin-
reichend wirksam sind und bei der dazu notwendigen Dosis und 
Anwendungshäujigkeit die Gesundheit von Mensch und Tier nicht 
gefährden und den Naturhaushalt nicht unvertretbar belasten. Die 
Konsequenz, in solchen Fällen die Zulassung zu versagen, ist für den 
Antragsteller immer ein wirtschaftlicher Verlust. Je nachdem, für 
welches Anwendungsgebiet das Mittel vorgesehen war, kann sie 
aber auch für den praktischen Pflanzenschutz insofern erhebliche 
negative Folgen haben, als beispielsweise eine gravierende Lücke in 
der Bekämpfung eines wichtigen Schaderregers nicht geschlossen 
werden kann. Das heißt, es sind durchaus Konstellationen denkbar, 
in denen in einem Abwägungsprozeß die Frage zu beantworten ist, 
ob und gegebenenfalls mit welchen Aut1ag~n das betreffende Mittel 
unter solchen Umständen mit einer geringeren Anzahl an Anwen-
dungen, als sie zur hinreichenden Wirksamkeit notwendig wären, 
zugelassen werden kann. 
Bei dieser Abwägung muß auch die Frage erlaubt sein, wie der 
Praktiker im Falle der Zulassung mit einem solchen Mittel umgehen 
wird. Konkret: Kann die Einhaltung der für ihn ja auf jeden Fall 
nachteiligen und vielleicht nicht einsehbaren Beschränkung der An-
wendungshäufigkeit überhaupt erwartet und im Zweifelsfall auch 
kontrolliert werden? Die Einhaltung setzt ja auch voraus, daß er bei 
Verwendung eines solchen Mittels ein zweites Mittel auf anderer 
Wirkstoffbasis braucht, um den verbleibenden Befallszeitraum ab-
zudecken. Nicht immer steht aber ein solches Zweitmittel im kon-
kreten Fall überhaupt oder mit gleich guter Wirksamkeit zur Ver-
fügung. Auch tragen manche Mittel zwar unterschiedliche Namen, 
enthalten aber oft den gleichen Wirkstoff, so daß die richtige Aus-
wahl manchem Praktiker nur schwer möglich sein dürfte. 
Unter diesen Aspekten stellt sich die Frage, ob der Nutzen des 
Mittels für den Pflanzenschutz insgesamt so groß ist, daß solche 
Ausnahmeregelungen das damit verbundene und je nach Einzelfall 
mehr oder weniger naheliegende Risiko der Fehlanwendung recht-
fertigen. 
Die Fälle, bei denen es notwendig ist abzuwägen, ob die Anwen-
dungshäufigkeit aus Rückstands- oder Umweltgründen unter das zur 
hinreichenden Wirksamkeit notwendige Maß gesenkt werden kann, 
um eine Zulassung erteilen zu können, sind noch relativ selten. Wie 
erwähnt, nehmen sie aber zu. Überlegungen zum weiteren Vorgehen 
im Zulassungsverfahren müssen im Abwägungsprozeß bestehende 
Möglichkeiten aufzeigen, aber auch Grenzen deutlich machen. 
Schließlich darf es nicht so sein, daß praktisch jedes wegen unver-
tretbarer Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier 
oder auf den Naturhaushalt nicht zulassungsfahige Mittel durch 
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Reduzierung der zur hinreichenden Wirksamkeit notwendigen An-
zahl der Anwendungen auf eine unter Umständen völlig illusorische 
und unpraktikable Anwendungshäufigkeit scheinbar unproblema-
tisch wird und zugelassen werden kann. 
Das heißt, von den beiden Alternativen, nämlich einerseits ein 
Mittel nur zuzulassen, wenn bei der zur Wirksamkeit notwendigen 
Anwendungshäufigkeit keine unvertretbaren Risiken bestehen, und 
andererseits, die Zulassung problematischer Mittel durch Änderung 
der zur Wirksamkeit notwendigen Anwendungszahl im zwingenden 
Interesse der Praxis unter entsprechenden Auflagen zu ermöglichen, 
muß letztere die absolute Ausnahme bleiben. 
5 Folgerungen 
Aus der Abhängigkeit zwischen der zur hinreichenden Wirksamkeit 
notwendigen maximalen Anzahl der Anwendungen eines Pflanzen-
schutzmittels und den daraus resultierenden Auswirkungen auf die 
Rückstände im Erntegut und die Umweltbelastung ergeben sich für 
das Zulassungsverfahren der Mittel folgende Konsequenzen: 
I. Die vom Pflanzenschutzgesetz als Voraussetzung für die Zulas-
sung geforderte hinreichende Wirksamkeit eines Mittels gegen 
einen über einen längeren Zeitraum an der Kulturpflanze auf-
tretenden KrankheitseiTeger ist anhand der über diesen Bekämp-
fungszeitraum auch unter ungünstigen Befallsbedingungen 
maximal notwendigen Anzahl der Anwendungen zu belegen. 
2. Bei der Beurteilung der Rückstandsbelastung des Erntegutes und 
der Belastung der einzelnen Kompartimente des Naturhaushaltes 
im Zulassungsverfahren sind grundsätzlich die zur hinreichenden 
Wirksamkeit notwendige Dosis und maximale Anzahl der An-
wendungen eines Fungizides zugrunde zu legen. Das heißt, die 
AntragsteIlung hat auf dieser Basis zu erfolgen. Bei einer bean-
tragten geringeren als der zur hinreichenden Wirksamkeit maxi-
mal notwendigen Anzahl der Anwendungen ist ein Zulassungs-
antrag nicht bearbeitbar. 
Die Tatsache, daß die im Zulassungs verfahren zur Erzielung der 
hinreichenden Wirksamkeit notwendige maximale Anzahl der 
Anwendungen in der Praxis ohnehin nicht immer ausgeschöpft 
wird, weil der Praktiker in besonderen Fällen, z. B. aus Kosten-
gründen oder aus Gründen der Resistenzverhinderung, ohnehin 
nicht nur ein einziges Mittel innerhalb eines Bekämpfungszeit-
raumes verwendet, ist keine stichhaltige Begründung, die An-
wendungshäufigkeit mit einer geringeren als der in der Praxis 
notwendigen maximalen Anzahl zu beantragen. 
Insbesondere Klein- und Hobbygärtner dürften im allgemeinen 
zur Bekämpfung eines bestimmten KrankheitselTegers wohl 
kaum gleichzeitig mehrere Mittel kaufen. Durch eine Zulassung, 
die die Einbeziehung eines zweiten Mittels mehr oder weniger 
generell voraussetzt, sollten sie dazu auch nicht veranlaßt wer-
den. 
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Da der Antragsteller im eigenen Interesse genötigt ist, die Aus-
wirkungen des zur Zulassung beantragten Mittels auf Rückstände 
und sonstige Auswirkungen bei der zur hinreichenden Wirksam-
keit notwendigen maximalen Anzahl der Anwendungen zu testen, 
liegen ihm in aller Regel bei der AntragsteIlung entsprechende 
Daten vor. Überlegungen der Firmen, die Anwendungshäufigkeit 
eines Mittels grundSätzlich schon bei der AntragsteIlung entspre-
chend den Wirkstoffeigenschaften zu reduzieren (d. h. "auf den 
betreffenden Wirkstoff zuzuschneiden") und nur diese hierfür 
geltenden Versuchsdaten vorzulegen, verkennen die aufgezeigten 
Zusammenhänge, wie sie vor allem bei problematischen Mitteln 
deutlich werden. 
3. Ein Anspruch auf Zulassung eines Mittels mit einer aus Gründen 
negativer Wirkstoffeigenschaften geringeren als der zur hin-
reichenden Wirksamkeit notwendigen Anwendungshäufigkeit 
besteht nicht. Wird die Zulassung eines solchen Mittels durch die 
BBA und nach Anhörung des Sachverständigenausschusses für 
die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln dennoch für erforder-
lich und vertretbar angesehen, so sind flankierende Maßnahmen, 
z. B. in Form von Auflagen, die eine Erläuterung des Sachver-
haltes in der Gebrauchsanleitung vorsehen, notwendig. Lösungen 
dieser Art sollten auch weiterhin möglich sein. Sie müssen jedoch 
auf ein unbedingt notwendiges Maß beschränkt werden. 
4. Die Entscheidung darüber, ob ein Mittel wegen unerwünschter 
bzw. unvertretbarer Eigenschaften oder Auswirkungen eines in 
ihm enthaltenen Wirkstoffes nicht oder aber ausnahmsweise auf-
grund besonderer Umstände mit einer geringeren als zur hin-
reichenden Wirksamkeit notwendigen Anzahl der Anwendungen 
zugelassen werden kann, trifft die Biologische Bundesanstalt im 
Einzelfall nach eingehender Abwägung der hierfür maßgebenden 
Gründe nach Anhörung des Sachverständigenausschusses für die 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln. 
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